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Als  Reaktion  auf  die  globale  Wirtschaftskrise  hat  die  Bundesregierung  mit  einem 
Gesamtvolumen  von  über  80  Milliarden  Euro  das  größte  Konjunkturprogramm  der 
deutschen Geschichte auf den Weg gebracht. Gleichzeitig hat sie sich damit von dem für 
2011 anvisierten Ziel eines ausgeglichenen Haushalts verabschiedet, denn zusammen 
mit  den  krisenbedingten  Mindereinnahmen  und  Mehrausgaben  beziffert  sich  das 
Finanzierungsdefizit in 2009 und 2010 auf über 200 Milliarden Euro. Der vorliegende 
Beitrag untersucht die Konsequenzen der Wirtschaftskrise und der Konjunkturpakete für 
die  langfristige  Finanzentwicklung  der  öffentlichen  Haushalte.  Im  Jahresvergleich  ist 
festzuhalten, dass sich der in den vergangenen Jahren eingeschlagene Weg hin zu einer 
nachhaltigen  Fiskalpolitik  im  Jahr  2008  nicht  fortgesetzt  hat.  Diese  Trendumkehr  ist 










Deutschland  befindet  sich  in  der  schwersten  Wirtschaftskrise  seit  Gründung  der  Bundesrepublik. 
Spätestens  seit  Anfang  2009  steht  außer  Frage,  dass  das  Bruttoinlandsprodukt  in  diesem  Jahr 
deutlich schrumpfen wird. Die Krise wie auch die konjunkturpolitischen Versuche, durch expansive 




Wohl  der  Bürger  im  Blick  behält?  Diese  Fragen  stehen  im  Mittelpunkt  des  vorliegenden  dritten 
Updates der im Jahr 2006 begonnenen „Generationenbilanzierung“ der Stiftung Marktwirtschaft und 
des Forschungszentrums Generationenverträge der Universität Freiburg. 
Die  Generationenbilanzierung  zeigt  die  tatsächliche  Verschuldung  des  Staates  auf  Basis  einer 
Projektion  der  langfristigen  Entwicklung  der  öffentlichen  Finanzen.  Sie  berücksichtigt  sämtliche 
staatlichen  Teilsysteme  inklusive  der  Sozialversicherungen.  Neben  den  wirtschaftlichen  und 
fiskalpolitischen  Rahmenbedingungen  geht  vor  allem  auch  die  demografische  Entwicklung  der 
kommenden Jahrzehnte in die Betrachtung ein. 
Für das Basisjahr 2007 beläuft sich die aktuelle Nachhaltigkeitslücke auf 249,7 % des BIP. Davon 









der  in  den  Vorjahren  zu  beobachtende  Trend  einer  sich  sukzessive  verringernden  Belastung 
zukünftiger Generationen umgekehrt. Vor dem Hintergrund der schweren Rezession erscheint ein 
Anstieg  der  Tragfähigkeitslücke  zunächst  auch  nicht  weiter  verwunderlich.  Allerdings  kann  der 
Wirtschaftskrise nur rund ein Viertel dieses Anstiegs angelastet werden. Auch zeitlich beschränkte 
„Konjunkturspritzen“ – insgesamt 48,8 Mrd. Euro in den Jahren 2009 und 2010 – sind im Hinblick auf 
die  langfristige  Tragfähigkeit  der  Staatsfinanzen  weitgehend  unproblematisch.  Ihre 
Nachhaltigkeitswirkung beläuft sich auf gerade einmal 1,3 % des BIP.  









hätte  keinen  Scheck  zu  Lasten  zukünftiger  Generationen  ausgestellt  und  die  Bürger  darauf 
hingewiesen, dass über kurz oder lang dauerhafte Einsparungen bzw. Belastungen an anderer Stelle 
folgen müssen. 
Auf  einige  Maßnahmen  hätte  ein  ehrbarer  Staat  auch  ganz  verzichtet.  Dazu  zählen  neben  der 



















  Gesetzliche Rentenversicherung  101,1 101,9 117,4 
  Gesetzliche Krankenversicherung  98,7 80,1 90,3 
  Soziale Pflegeversicherung  33,2 29,4 37,7 
  Gebietskörperschaften ‐ 48,1 ‐106,2 ‐72,9 
Explizite Staatsschuld  64,8 62,3 62,1 
Summe Nachhaltigkeitslücke  249,7 167,6 234.6 1  Einleitung 
Selbst als die Krise des US‐amerikanischen Hypothekenmarktes sich im Sommer 2008 zu 
einer weltweiten Banken‐ und Finanzkrise ausweitete, wurden die Konsequenzen für die 












2008  unter  dem  Titel  „Beschäftigungssicherung  durch  Wachstumsstärkung“  das 
„Konjunkturpaket  I“  und  im  Januar  2009  unter  dem  Titel  „Sicherung  von  Stabilität  und 
Beschäftigung in Deutschland“ das „Konjunkturpaket II“ auf den Weg gebracht. Zusammen 
mit  den  verschiedenen  Einzelmaßnahmen,  die  unter  der  etwas  sperrigen  Bezeichnung 
„Maßnahmenpaket  zur  Senkung  der  steuerlichen  Belastung,  Stabilisierung  der 
Sozialversicherungsausgaben  und  für  Investitionen  in  Familien“  bereits  im  Herbst 
beschlossen  worden  waren,  beziffert  sich  das  Gesamtvolumen  des  größten 
Konjunkturprogramms der deutschen Geschichte auf über 80 Milliarden Euro.
3 Gleichzeitig 
verabschiedete  sich  die  Bundesregierung  von  dem  für  2011  anvisierten  Ziel  eines 
ausgeglichenen Haushalts, weshalb die Bundeskanzlerin das Konjunkturprogramm in ihrer 




                                                 
1 Vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2008). Ähnlich „positiv“ wurde die wirtschaftliche Entwicklung 








 man  neben  dem  Umfang  der  Konjunkturprogramme  zusätzlich  die  krisenbedingten 
Mindereinnahmen  und  Mehrausgaben,  so  dürfte  sich  das  gesamtstaatliche 
Finanzierungsdefizit  in  2009  und  2010  nach  Einschätzung  der  Gemeinschaftsdiagnose 
allerdings auf zusammen deutlich über 200 Milliarden Euro belaufen. 








der  auf  das  langfristige  Wohl  seiner  Bürger  bedacht  ist,  sollte  die  fiskalische  Situation 
vielmehr an den mittel‐ und langfristigen Konsequenzen seines Handels bewerten. In diesem 
Sinne wurde von der Stiftung Markwirtschaft bereits vor  einem Jahr gemahnt, dass aus „[…] 
einem  konjunkturell  bedingten  Haushaltsüberschuss  [k]ein  dauerhafter  fiskalischer 
Handlungsspielraum  abgeleitet  werden  [kann]“.
6  Gleichermaßen  wurde  betont,  dass 






begonnenen  „Generationenbilanzierung“  dar.  Neben  vorläufigen  Ergebnissen  der 
Volkswirtschaftlichen  Gesamtrechnung  für  das  Jahr  2008  fließen  in  die  folgende 
Dokumentation  des  Status  quo  auch  die  Frühjahrsprognose  des  Arbeitskreises 
Steuerschätzung zur Entwicklung der Steuereinnahmen sowie alle bereits beschlossenen und 
                                                 









sich  in  diesem  Jahr  insbesondere  auf  die  Konsequenzen  der  Konjunkturpakete  und  der 
krisenbedingten Defizite für die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen. 
In  Abschnitt  2  werden  zunächst  die  Ergebnisse  der  Generationenbilanz  für  das  Basisjahr 






Alan  Auerbach,  Larry  Kotlikoff  und  Jagdish  Gokhale  zur  langfristigen  Analyse  der  Fiskal‐  und 
Sozialpolitik  entwickelt.
7  Im  Kern  handelt  es  sich  bei  der  Generationenbilanzierung  um  ein 
Instrument zur Projektion der langfristigen Entwicklung der öffentlichen Finanzen. Hierzu liegen 







Neben  der  Berücksichtigung  der  impliziten  Schuldenlast  liegt  die  besondere  Bedeutung  der 
Generationenbilanzierung darin, dass sich mit ihrer Hilfe auch der Betrag ermitteln lässt mit dem 
die  heute  lebenden  Generationen  zum  zukünftigen  Missverhältnis  zwischen  Einnahmen  und 
Ausgaben  beitragen.  Dieser  entspricht  der  fiskalischen  Last,  welche  die  heute  lebenden 
Generationen  auf  ihre  Kinder  und  Enkelkinder  abwälzen.  Daher  lassen  sich  mit  Hilfe  der 
Generationenbilanzierung nicht nur fundierte Aussagen über die finanzielle Nachhaltigkeit einer 
bestimmten  Fiskal‐  und  Sozialpolitik  sondern  auch  deren  intergenerative  Verteilungswirkungen 
treffen.  
 









Den  Ausgangspunkt  der  Generationenbilanzierung  bildet  eine  Projektion  der  zukünftigen 




heute  76,9  (82,3)  auf  83,5  (88,0)  Jahre  ansteigt.  Hinsichtlich  der  Außenwanderung  wird  ein 
langfristiger Wanderungsgewinn von jährlich 150.000 Personen unterstellt.
9 Auf dieser Grundlage ist 
bis  zum  Jahr  2050  mit  einem  Bevölkerungsrückgang  von  heute  82  Millionen  auf  73  Millionen 
Personen  zu  rechnen.  Dieser  Bevölkerungsrückgang  ist  an  sich  allerdings  wenig  dramatisch. 




„schraffiert“  dargestellte  Fläche  wider,  welche  die  Bandbreite  der  Entwicklung  für  alternative 
Bevölkerungsszenarien aufzeigt.
10 
                                                 
9  In  der  Vergangenheit  wurde  für  das  Standardszenario  der  Generationenbilanzierung  stets  ein 
Wanderungssaldo von 200.000 Personen entsprechend des vom Statistischen Bundesamt als „Obergrenze“ 
bezeichneten  Wanderungsszenarios  unterstellt.  Der  in  der  Generationenbilanzierung  2007  unterstellte 
Wanderungssaldo von 150.000 Personen stellt hingegen einen Kompromiss dar zwischen dem Szenario einer 











































































2007  bilden  Daten  der  Volkswirtschaftlichen  Gesamtrechnungen  des  Statistischen  Bundesamts 
(2009) zu den Ausgaben und Einnahmen des öffentlichen Gesamthaushalts in den Jahren 2007 und 





 In  der  langen  Frist  unterstellt  das  Standardszenario  der  Generationenbilanzierung  2007  eine 
Trendwachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts pro Einwohner (g) in Höhe von 1,5 Prozent 
sowie  eine  Erwerbslosenquote  entsprechend  des  Labor  Force  Konzepts  der  Internationalen 
Arbeitsorganisation  (ILO)  in  Höhe  von  8  Prozent.  Zur  Berücksichtigung  der  konjunkturellen 
Entwicklung  in  der  kurzen  und  mittleren  Frist  wird  gemäß  der  Gemeinschaftsdiagnose  der 
Wirtschaftsinstitute eine Zunahme der Erwerbslosenquote von 7,3 Prozent in 2008 auf 8,1 Prozent 






Neben  der  gegenwärtigen  Finanzlage  der  öffentlichen  Hand  berücksichtigt  die 
Generationenbilanzierung  2007  alle  bereits  heute  beschlossenen  fiskalpolitischen 
Weichenstellungen.  Neben  den  Auswirkungen  vergangener  Reformen,  wie  beispielsweise  der 
Rente  mit  67  und  dem  Nachhaltigkeitsfaktor,  werden  dabei  insbesondere  die  kurz‐  und 
langfristigen Auswirkungen des jüngst beschlossenen Konjunkturprogramms berücksichtigt (siehe 
Abschnitt 3). Im Hinblick auf die Entwicklung der Steuereinnahmen in der kurzen und mittleren 
Frist  werden  in  der  Generationenbilanzierung  2007  außerdem  die  Ergebnisse  der  aktuellen 
Steuerschätzung (siehe Bundesministerium der Finanzen, 2009) für den Zeitraum 2009 bis 2013 
berücksichtigt. Entsprechend der Annahmen zur wirtschaftlichen Entwicklung in der mittleren Frist 
wird  unterstellt,  dass  sich  die  Steuereinnahmen  bis  zum  Jahr  2015  an  ihr  langfristiges  Niveau 
anpassen. 
2  Die Generationenbilanz 2007 
Wie  der  Tragfähigkeitsbericht  der  Bundesregierung  und  die  Tragfähigkeitsanalysen  der 
Europäischen Kommission beruhen auch die Ergebnisse der Generationenbilanzierung auf 
                                                 
11  In  vergangen  Studien  wurde  stets  unterstellt,  dass  das  langfristige  Niveau  der  Staatseinnahmen  und 
‐ausgaben – abgesehen von den Auswirkungen der demografischen Entwicklung und fiskalpolitischer Eingriffe – 
dem  Niveau  des  Basisjahres  entspricht.  Hiermit  wurde  die  konjunkturelle  Komponente  der  fiskalischen 
Situation  im  Basisjahr  allerdings  auf  Dauer  fortgeschrieben.  Um  diesem  Umstand  Rechnung  zu  tragen 




 einer  langfristigen  Projektion  der  Finanzentwicklung  des  öffentlichen  Gesamthaushalts.
12 
Dieser umfasst neben den Gebietskörperschaften, also Bund, Ländern und Gemeinden, auch 
die  Sozialversicherungen.  Neben  den  wirtschaftlichen  und  fiskalpolitischen 
Rahmenbedingungen  wird  die  Entwicklung  der  öffentlichen  Finanzen  zukünftig  im 
Wesentlichen  durch  den  demografischen  Wandel  geprägt  (siehe  Box  2  und  3).  Da  die 
Einnahmen  des  Staates  maßgeblich  durch  Steuer‐  und  Beitragszahlungen  der 
erwerbsfähigen  Bevölkerung  erbracht  werden,  während  ein  bedeutender  Anteil  der 
































                                                 
12  Zu  den  Tragfähigkeitsanalysen  der  Bundesregierung  und  der  Europäischen  Kommission  siehe 









Nachhaltigkeitslücke  ist  eine  Fiskalpolitik  auf  Dauer  nicht  tragfähig,  so  dass  Steuer‐  und 
Abgabenerhöhungen oder Einsparungen zukünftig unumgänglich sind.
13 
Implizite  Schuld:  Im  Unterschied  zur  expliziten  Staatsschuld,  welche  das  Ausmaß  vergangener 




















und  Ausgaben  in  den  vergangenen  Jahren  kontinuierlich  verringert  werden,  so  ist  im 
                                                 
13 Eine positive Nachhaltigkeitslücke ist allerdings bedeutet allerdings nicht zwangsläufig, dass ein Staat bereits 
heute über Gebühr verschuldet sein muss. So verfügt beispielsweise Norwegen unter Berücksichtigung des 
sogenannten  Generationenfonds  –  welcher  sich  aus  den  Einnahmen  der  Ölförderung  speist  –über  ein 
Staatsvermögen  im  Umfang  von  etwa  30  Prozent  des  BIP.  Aufgrund  eines  generösen  Sozialstaates  weist 







Konsequenzen  der  Zuwanderungspolitik  für  die  Nachhaltigkeit  der  öffentlichen  Haushalte  untersucht.  Zu 
diesem  Zweck  berücksichtigte  das  Standardszenario  der  Generationenbilanzierung  2006  die  fiskalischen 


































































für  zukünftige  Generationen  –  je  nachdem  ob  die  Konsolidierung  über  zusätzliche 






von  über  40  Prozent  des  BIP  und  der  negativen  Konsequenzen  weiterer  Steuer‐  und 
Abgabenerhöhungen  für  das  Wirtschaftswachstum  ist  der  Spielraum  für  eine  auf  der 
Einnahmeseite  ansetzende  Konsolidierungsstrategie  jedoch  beschränkt.  Eine 
















Anstieg  der  Nachhaltigkeitslücke  im  Vergleich  zum  Basisjahr  2006  ist  der  krisenbedingte 






Trendumkehr  im  Vergleich  zum  Basisjahr  2006  ist  vielmehr  hausgemacht  und  im 
Wesentlichen  das  Resultat  politischer  Weichenstellungen,  welche  dauerhaft  zu 
Mindereinnahmen  oder  Mehrausgaben  der  öffentlichen  Hand  führen  und  damit  das 
strukturelle Haushaltsdefizit erhöhen. 
Insgesamt umfasst das im vergangenen Jahr beschlossene Maßnahmenbündel eine Vielzahl 




Den  temporären  Maßnahmen  ist  gemeinsam,  dass  sie  unmittelbar  durch  die 
Wirtschaftskrise bedingt sind und als Teil der beiden Konjunkturpakete beschlossen wurden. 
Hierzu zählen beispielsweise die Zukunftsinvestitionen in Bildung und Infrastruktur, die zur 
                                                 
18  Die  Empfehlung  für  eine  auf  der  Ausgabenseite  ansetzende  Konsolidierungsstrategie  wird  durch  die 
empirischen  Ergebnisse  von  Alesina  et  al.  (2002)  gestützt.  Für  ein  Panel  von  OECD‐Ländern  finden  diese 







 steuerlichen  Entlastung  der  Unternehmen  beschlossene  Aussetzung  von  Elementen  der 
Unternehmenssteuerreform  2008,  die  Umweltprämie  in  Höhe  von  2.500  Euro  oder  der 
Kinderbonus von einmalig 100 Euro pro Kind. Hinzu kommt das umfangreiche Kredit‐ und 
Bürgschaftsprogramm, welches neben den bereits im Herbst bereitgestellten Mitteln des 





müssen.  In  welchem  Umfang  die  öffentlichen  Haushalte  durch  das  Kredit‐  und 
Bürgschaftsprogramm  allerdings  tatsächlich  belastet  wird,  hängt  hingegen  davon  ab,  in 
welchem Umfang es zu einem Ausfall der vergebenen Kredite kommt und der Bund für 
verbürgte Verbindlichkeiten eintreten muss. Bisher wurde zwar nur ein geringer Anteil des 







Maßnahmen  in  2009  und  2010  zu  einer  Mehrbelastung  der  öffentlichen  Haushalte  von 






















































Konjunkturpakete  I  und  II  sowie  die  des  bereits  im  Herbst  2008  verabschiedeten 
Entlastungsprogramms.  Hierzu  zählen  die  verbesserte  steuerliche  Abzugsfähigkeit  von 
Handwerksleistungen,  die  unter  der  Bezeichnung  Hilfen  im  Haushalt  beschlossene 
Verbesserung der steuerlichen Abzugsfähigkeit bei haushaltsnahen Dienstleistungen, die als 
Schulstarterpaket  bezeichneten  zusätzlichen  Leistungen  für  Schulkinder  in  Hartz  IV 
Haushalten,  die  Absenkung  des  Einkommensteuertarifs  sowie  die  durch  einen  höheren 

















Welchen  Beitrag  die  einzelnen  Maßnahmenpakete  zum  Anstieg  der  Nachhaltigkeitslücke 
beisteuern, ist in Abbildung 5 dargestellt. Im Vergleich zum Status quo des Basisjahres 2006 
13 
 ist  die  Nachhaltigkeitslücke  im  Standardszenario  der  Generationenbilanz  2007  um  82,1 
Prozent des BIP auf 249,7 Prozent des BIP gestiegen. Allerdings ist dieser Unterschied nur 
zum  Teil  den  im  vergangenen  Jahr  verabschiedeten  Maßnahmenbündeln  und  der 
Wirtschaftskrise  anzulasten.  Bereits  die  Aktualisierung  der  Datenbasis  entsprechend  der 
Volkswirtschaftlichen  Gesamtrechnung  (VGR)  des  Jahres  2008  und  die  methodischen 


















































































So  hätten  die  vor  der  Krise  beschlossenen  oder  durch  Urteile  des  Verfassungsgerichts 
angestoßenen  Maßnahmen  für  sich  genommen  bereits  zu  einem  Anstieg  der 
Nachhaltigkeitslücke auf 202,6 Prozent des BIP geführt. In ähnlichem Ausmaß belastet auch 
das Konjunkturprogramm der Bundesregierung die Tragfähigkeit. In der Summe bürden die 
                                                 








Nachhaltigkeitswirkung  mit  einem  Umfang  von  lediglich  1,3  Prozent  des  BIP  nahezu 
vernachlässigbar. Das verdeutlicht, dass weniger zeitlich begrenzte Konjunkturprogramme 
sondern vielmehr die dauerhaft wirkenden politischen Weichenstellungen entscheidend für 
das  Ausmaß  der  Nachhaltigkeitslücke  sind.  Im  Umfang  von  1,0  Prozent  des  BIP  trägt 
schließlich auch die vom Bundestag im Juni beschlossene Rentengarantie zum Anstieg der 
impliziten  Verschuldung  bei.  Obwohl  die  jährlichen  Mehrbelastungen  durch  die 
Rentengarantie vergleichsweise gering sind, summieren sich diese im Zeitablauf auf einen 





























































 öffentlichen  Haushalte  zurückzuführen  ist.  Zwar  hängen  die  Auswirkungen  der 
Wirtschaftskrise  auf  die  Tragfähigkeit  der  öffentlichen  Haushalte  von  den  Annahmen 
hinsichtlich der mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung ab. Wie Abbildung 6 zeigt, würden 
sich  allerdings  die  Ergebnisse  der  Nachhaltigkeitsanalyse  auch  unter  pessimistischeren 
Annahmen  nicht  entscheidend  verschlechtern.
22  Vor  dem  Hintergrund  der  höchsten 
Neuverschuldung seit Bestehen der Bundesrepublik stimmt dieser vergleichsweise geringe 
Einfluss  der  Wirtschaftskrise  einerseits  optimistisch  im  Hinblick  auf  die  zukünftige 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte. Andererseits bedeutet dies im Umkehrschluss 
auch,  dass  eine  zügige  wirtschaftliche  Erholung  nur  einen  geringen  Beitrag  zur 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte leisten kann. So zeigt Abbildung 6, dass sich die 





bereits  vor  der  Krise  beschlossenen  strukturellen  Maßnahmen  durch  entsprechende 
Einsparungen an anderer Stelle gegenfinanziert hätte. Dieses Versäumnis mag angesichts der 
positiven  Einnahmenentwicklung  im  ersten  Halbjahr  2008  noch  politisch  nachvollziehbar 
sein. Zumindest im Falle der beiden Konjunkturpakete hätte ein ehrbarer Staat allerdings auf 
Maßnahmen verzichtet, welche kurzfristig nur einen geringen Beitrag zur Stabilisierung der 
Konjunktur  leisten,  jedoch  dauerhaft  den  Konsolidierungsbedarf  erhöhen.  So  ist 
beispielsweise die Entlastung der Bürger durch die Absenkung des Einkommensteuertarifs 
aus  wahltaktischen  Gründen  verständlich.  Im  Hinblick  auf  die  Vermeidung  der  kalten 
Progression  wäre  sogar  eine  regelmäßige  Anpassung  des  Einkommensteuertarifs  an  die 
Inflationsrate angezeigt gewesen. Denn trotz der steigenden Bruttolöhne ist die Kaufkraft 
der Erwerbstätigen im vergangenen Aufschwung inflationsbedingt gesunken, während die 
                                                 
22  Im  Unterschied  zum  Standardszenario  unterstellt  das  pessimistische,  dass  der  wirtschaftliche 
Erholungsprozess bis ins Jahr 2020 andauert, die deutsche Wirtschaft also erst dann wieder ihrem langfristigen 
Wachstumspfad  folgt.  Auch  wird  für  die  Jahre  2009  und  2010  eine  negativere  Arbeitsmarktentwicklung 
entsprechend der Prognose der OECD (2009) unterstellt.  






Bundeskanzlerin  richtig,  als  sie  in  ihrer  Regierungserklärung  vom  14.  Januar  2009  davon 
sprach, dass „[d]ie Entlastungen […] keine Einmalmaßnahme [sind], sondern […] dauerhaft 
[wirken].“  Ein  ehrbarer  Staat  hätte  die  Bürger  jedoch  darauf  hingewiesen,  dass  dieser 




den  vergangenen  Jahren  vom  wirtschaftlichen  Aufschwung  profitieren.  Entsprechend 
negativ wirken sich die Zunahme der Kurzarbeit in 2009 sowie der für 2010 prognostizierte 
deutliche  Anstieg  der  Erwerbslosenquote  auf  die  Beitragseinnahmen  der 
Sozialversicherungen aus. Wie im Falle der gesamtstaatlichen Betrachtung ist der Einfluss 
der  Wirtschaftskrise  allerdings  auch  im  Falle  der  Sozialversicherungen  beschränkt.  In 
Abbildung 7 sind die impliziten Schulden der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV), der 








spiegelt  sich  hingegen  deutlich  in  einer  Verringerung  des  impliziten  Vermögens  der 
Gebietskörperschaften  wider,  welches  sich  im  Wesentlichen  aus  den  künftigen 
                                                 
24 So kommen beispielsweise Boss et al. (2008) zu dem Schluss, dass die steuerliche Entlastung der Bürger 
durch  die  Steuerreform  1999/2001/2002  infolge  der  kalten  Progression  weitestgehend  wieder  zunichte 
gemacht  wurde.  Politökonomisch  ist  jedoch  verständlich,  warum  die  Inflationsindexierung  des 
Einkommensteuertarifs bisher nie ernsthaft diskutiert wurde. Denn nur so lassen sich regelmäßig sogenannte 
Steuer„‐reformen“  verkünden,  welche  im  Effekt  den  Bürgern  nur  zurückgeben,  was  Ihnen  zuvor  zu  viel 
genommen wurde. Empirische Evidenz für diese These findet sich beispielsweise bei Gouveia/Strauss (1994) 
und Sieg (2000). 


















































































verbessert.  In  der  Rentenversicherung  setzt  sich  damit  der  bereits  in  den  vergangenen 
Jahren  zu  beobachtende  Trend  fort.  Ursächlich  für  diese  Entwicklung  sind  die  in  den 










 vergangenen  Jahren  eingeleiteten  Reformen  der  GRV,  welche  sich  in  geringeren 
Rentenzahlbeträgen  und  einem  höheren  Rentenzugangsalter  niederschlagen.
27 






























































Die  Nachhaltigkeitsbilanz  der  GRV  würde  sogar  noch  besser  ausfallen,  wenn  man  die 
Rentenformel  in  der  Vergangenheit  weder  durch  Schutzklauseln  noch  durch  politisch‐





auf  die  in  2008  beschlossene  Aussetzung  der  Riester‐Treppe  eine  Verbesserung  der 
Nachhaltigkeitslücke um 1,3 Prozent des BIP zu Folge gehabt. Stattdessen wurde vor dem 
Hintergrund  der  jüngsten  Wirtschaftsprognosen  durch  Arbeitsminister  Olaf  Scholz  ein 
Vorschlag  für  eine  „neue“  Schutzklausel  vorgelegt,  der  nominale  Rentenkürzungen  per 
Gesetz  ausschließen  soll  und  vom  Bundestag  am  19.  Juni  2009  mit  der  Mehrheit  der 
                                                 
27 Vgl. Deutsche Rentenversicherung (2008). 
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 Regierungskoalition  beschlossen  wurde.  Auch  der  Verzicht  auf  diese  aus 




eklatante  Verletzung  des  Gleichbehandlungsgrundsatzes  dar.  Warum  sollten  die  Rentner 
immer dann, wenn es gut läuft, an allen konjunkturellen Segnungen Eins‐zu‐Eins beteiligt 
sein, aber bei eventuell notwendigen Kürzungen ausgenommen werden? Zwar sollen die 
nicht  realisierten  Rentenkürzungen  der  Vergangenheit  ab  2011  sukzessive  nachgeholt 
werden,  so  dass  die  Nachhaltigkeitsverluste  durch  die  Eingriffe  in  die  Rentenformel 
insgesamt  als  eher  gering  einzustufen  sind.  Dennoch  summieren  sich  die  hierdurch 
bedingten Mehrkosten für die GRV auf einen Betrag im Umfang von 3,2 Prozent des BIP. 
Denn  mit  dem  Verweis  auf  den  „Nachholfaktor“  (modifizierte  Schutzklausel)  wird 
fälschlicherweise  suggeriert,  dass  die  Beitragszahler  durch  die  nicht  realisierten 
Rentenkürzungen  der  Vergangenheit  nicht  belastet  werden.  Doch  solange  die 
Rentenkürzungen  nicht  in  voller  Höhe  nachgeholt  werden,  ergeben  sich  für  diese 
Rentenpolitik nach Gusto jährliche Mehrkosten, die allein bis 2011 zu einer Mehrbelastung 
der heutigen Beitragszahler im Umfang von über 30 Milliarden Euro führen. Ein ehrbarer 
Staat  hätte  diesen  Betrag  zur  Aufstockung  der  Nachhaltigkeitsrücklage  verwendet,  und 
damit das Ziel der Beitragssatzstabilität auch trotz der sinkenden Beitragseinnahmen infolge 
von  Kurzarbeit  und  Arbeitslosigkeit  mittelfristig  erfüllen  können.  Stattdessen  dürfte  die 














 der  Tragfähigkeit  der  GKV  im  Vergleich  zum  Basisjahr  2006  ist  allerdings  weder  auf  die 
Wirtschaftskrise  noch  auf  die  Einführung  des  Gesundheitsfonds  zum  1.  Januar  2009 
zurückzuführen. Vielmehr ist die Ursache zum einen in der Ausweitung des Leistungskatalogs 
der  GKV  zu  sehen.  So  ergeben  sich  allein  aus  dem  im  Dezember  2008  beschlossenen 
Krankenhausfinanzierungsreformgesetz  zusätzliche  Kosten  für  die  Gesetzliche 
Krankenversicherung  im  Umfang  von  jährlich  2  Milliarden  Euro.  Der  Schätzerkreis  der 
gesetzlichen Krankenversicherung hat bei der Festsetzung des Beitragssatzes für 2009 eine 




15,5  auf  14,9  Prozent  nicht  dauerhaft  gegenfinanziert  wurde.  So  erhält  der 
Gesundheitsfonds  als  Ausgleich  für  die  hieraus  resultierenden  Mindereinnahmen  in  den 
kommenden Jahren zwar einen höheren Bundezuschuss, allerdings handelt es sich dabei 




Beitragssatz  in  Höhe  von  14,9  Prozent  nicht  mehr  ausreichen  wird,  um  die 
Gesundheitsausgaben  der  GKV  zu  decken.  Ein  ehrbarer  Staat  hätte  seinen  Bürgern 
zumindest deutlich gemacht, dass diese Beitragssatzsenkung keine dauerhafte sein kann und 
diese  sich  spätestens  ab  2012  auf  steigende  Beitragszahlungen  zur  Finanzierung  des 
Gesundheitssystems einstellen müssen. 
Soziale Pflegeversicherung (SPV) 
Schließlich  hat  sich  auch  die  Tragfähigkeit  der  Pflegeversicherung  mit  einer 
Nachhaltigkeitslücke  von  33,2  Prozent  des  BIP  im  Vergleich  zum  Basisjahr  2006  leicht 
verschlechtert. Ursächlich für diese Entwicklung sind allerdings weder die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen  noch  die  im  Zuge  des  Pflegeweiterentwicklungsgesetzes  (PfWG) 
beschlossenen Leistungsausweitungen in der SPV. Denn obwohl das PfWG erstmals im Jahr 




der  SPV  in  den  Generationenbilanzen  der  vergangenen  Jahre  in  zu  geringem  Umfang 
berücksichtigt  wurden.  Dieser  Fehler  wurde  im  Zuge  der  Datenaktualisierung  für  die 









Bundesrepublik  Deutschland  das  Maastricht‐Kriterium  sowohl  in  diesem  als  auch  im 
nächsten Jahr deutlich verfehlen. 
Vor diesem Hintergrund hat der vorliegende Beitrag die Auswirkungen der Wirtschaftskrise 








eines  strukturellen  Maßnahmenbündels,  welches  die  öffentlichen  Haushalte  dauerhaft 





öffentlichen  Haushalte  wünschenswert  gewesen,  wenn  die  Politik  auf  Maßnahmen 
22 
 verzichtet  hätte,  welche  dauerhaft  den  Konsolidierungsbedarf  erhöhen,  während  ihr 
konjunkturstützende Wirkung ohnehin begrenzt sein dürfte. 
Auch die Entscheidung für die Rentengarantie erscheint mehr als fraglich. Denn allein die 





unter  dem  Aspekt  der  langfristigen  finanziellen  Tragfähigkeit  als  unproblematisch 
anzusehen.  
Grundsätzlich  zu  begrüßen  ist  schließlich  die  jüngst  durch  Bundestag  und  Bundesrat 
beschlossene Einführung einer im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse, welche für den 
Bund  ab  2016  und  für  die  Länder  ab  2020  einen  strukturell  ausgeglichen  Haushalt 
vorschreibt.  Zwar  erlaubt  auch  die  Schuldenbremse  ein  Defizit  entsprechend  der 
konjunkturellen Situation. Im Sinne eines ehrbaren Staates verbindet das Instrument der 
Schuldenbremse  diese  Möglichkeit  jedoch  mit  der  Forderung,  dass  ein  konjunkturell 
bedingtes Defizit mittelfristig wieder ausgeglichen wird. 
Ob und in welchem Umfang das Instrument der Schuldenbremse tatsächlich zu einem Abbau 
der  Verschuldung  von  Bund  und  Ländern  führen  wird,  bleibt  abzuwarten.  Die 
Herausforderung  der  kommenden  Legislaturperioden  wird  darin  bestehen,  diesem 
Bekenntnis für die Haushaltskonsolidierung Taten folgen zu lassen. Dabei dürfte angesichts 
einer bereits heute hohen Abgabenquote von über 40 Prozent des BIP klar sein, dass eine 
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